
Bundessozialgericht

Az„ : 8 RV 689/68

Verkündet am
20„

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter9

g e g e n

Beklagter und Revisionsklägers

Beigeladene: ° ° „ „ . „ „ „ „ ° „ „ ° „ „

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche VerhandlUng am 200 Mai 1970 durch

Bundesrichter ‘ S orn
n e n

b'e
r gi

„
— Vorsitzender —,

Bundesrichter P e t e r s e n ,
Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t‚

Bundessozialrichter L a u e r und

Bundessozialrichter S a l o m o n s o n

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

\des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

vom 30„ August 1968 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfah—

rens sind nicht zu erstatten„
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Der Versorgungsträger (Kläger) hat Elternrentennachzahlungen

von 1016,—4 DM‚ welche an die Mutter eines (vermeintlich)
Kriegsversöhollenen auf Grund von Bewilligungsbescheiden

nach der Sozialversicherungsdirektive Nr„ 27 und 9 52 Bun-

desversorgungsgesetz (BVG) zu zahlen gewesen wären, dem

Träger des Soforthilfefonds bzw° Lastenausgleichs (Beklag—

ten) ausbezahlt, weil dieser Unterhaltshilfe geleistet hatte„

Als sich im Jahre 1962 herausstellte, daß der Sohn seit
1946 in München lebt, erließ das Versorgungsamt (VersorgA)

einen "Berichtigungsbescheid" nach 5 41 des Verwaltungsver—

fahrensgesetzes (VeerG)° Es stellte darin fest‚ daß ein

Anspruch auf Elternrente-(wegen Verschollenheit des Sohnes)

niemals bestanden habe; die Rentenleistungen seien zu Un—

recht gewährt worden; ein Rückforderungsanspruch (gegenüber

der Elternrentenempfängerin) werde nicht geltend gemacht„

Der Kläger unterrichtete den Beklagten von dem Berichti—

gungsbescheid (1962) und forderte den an ihn gezahlten Be—
trag (der Blternrente) zurück, weil der "übergeléitcte"

Anspruch nicht bestanden habeo Der Beklagte lehnte die

Rückforderung ab°

Mit der zum Sozialgericht (SG) Münster erhobenen Klage

hat der Kläger beantragt; den Beklagten zu verurteilen‚

an ihn — neben einen weiteren Betrag, der nicht mehr Gegen—

stand des Revisionsverfahrens ist — 1016‚—— DM zu zahlen„

Der Beklagte ist der Auffassung, der Rechtsweg zu den Ge—

richten der Sozialgerichtsbarkeit sei unzulässig? weil es
sich nicht um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in

Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung (KOV)‚ sondern

um eine nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG) der allge—
meinen Verwaltungsgerichtsbarkeit zugewiesene Streitsache
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handelec Der Erstattungsenspruch des Klägers sei im übrigen

auch unbegründet; wegen des Verzichts des Klägers auf Rück—

forderung der zu Unrecht gewährten Elternrente gegenüber der

Leistungsempfängerin könnte auch der auf den Beklagten "über—

geleitete" und von ihm eingezogene Rentenbetrag nicht zu-

rückgefordert werden°

l

Das SG Münster hat mit Urteil vom 9„ Notember 1966 die Klage

abgewiesen; es hat zwar den Rechtsweg zu den Sozialgerichten

für zulässig? das Klegebegehren aber nicht für sachlich be—

gründet gehalten„ Da der Kläger einen Anspruch gegen die

Leistungsempfängerin nicht habe9 habe der Kläger auch keinen

Rückforderungsenspruch gegen den Beklagten; das gelte auch

für die Leistung? welche der Kläger unmittelbar an den Be-

klagten zur Erfüllung des Erstattungsanspruchs des Beklag-

ten geleistet habe° Auf die Berufung des Klägers hat das

Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen mit Urteil vom

30„ August 1968 den Beklagten verurteilt? dem Kläger 10016,—

“M zu zahlen° Es hat ausgeführt: Wegen des Anspruchs auf

Erstattung der von der Versorgungsverwaltung an den Sofort—

hilfefonds bzw‚ dessen Rechtsnachfolger (an den Ausgleichs—

fonds) gezahlten 1„O16,—— DM Rentennachzahlung sei der Rechts—

weg zur Sozialgerichtsbarkeit gegeben‚ weil die Forderung

die Rückgewähr einer Leistung aus der KOV betreffe (@ 51
Abs° 1 des Sozielgerichtsgesetzes

— SGG —)„ Daran ändere

auch @ 315 LAG nichts; denn die Rückgewähr einer Leistung

[unterliege demselben Recht wie der Anspruch auf Leistung@

Der Anspruch sei auch begründet? weil die Versorgungsverwal—

tung die Rentenbeträge an den Beklagten in der irrtümlichen

innehme geleistet habe? daß der Elternrentenempfängerin eine

Rente wegen Verschollenheit ihres Sohnes zugestanden habe„

Der Lustenausgleichsfonds habe die Nachzahlung ohne Rechts—

grund erlangt9 so daß er verpflichtet sei‚ dem Kläger die

erlangte Leistung von 1 O16‚—- DM zurückzuzahlen° Der

öffentlich—rechtliche drstattungsanspruch sei nicht von einem

Rückf rderungsanspruch der Versorgungsverwaltung gegen den
1 \ '
‘ 11- ‘
»
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Veréorgungsberqchtigten abhängige

Der Beklagte rügt mit der zugelassenen Revision9 das LSG
habe 5 51 SGG verletzt, weil die geforderte Leistung nicht

den Charakter einer Ausgleichsleistung im Sinne des 5 290
Abs° 3 LAG verloren habe„ Auch durch die überleitung im

Sinne des @ 290 Abs° 3 LAG habe die geforderte Leistung

nicht den Charakter einer Ausgleichsleistung nach dem LAG

verloren° Für den Streit über die Ausgleichsleistung sei

der allgemeine Verwaltungsrechtsweg gegebeno

Der Beklagte beantragt?

unter Abänderung des Urteils des LSG vom 30Q

August 1968 und des SG vom 90 November 1966

die Klage abzuweisen„

Der Kläger und die beigeladene Bundesrepublik beantragen9

Die Revision des Beklagten zurückzuweisen°

Der Beklagte habe den Betrag von 10016‚—— DM zu Unrecht

erhalten und sei deshalb zur Erstattung verpflichtet„ Die

Erstattungspflioht ergebe sich weder aus @290 Abs„ 3 LAG
noch aus einer anderen Vorschrift des LAG, sondern daraus‚

daß die zurückgeforderten Leistungen Versorgungsleistungen

seien und der Grund für die Bewilligung dieser Versorgungs—

leistungen weggefallen sei° Nach @ 51 SGG sei der Sozial—
rechtsweg gegebene Die Rechtmäßigkeit der Versorgungslei-

stungen könne nicht nach dem LAG beurteilt werden()

II

Die Revision des Beklagten ist durch Zulassung statthaft
(@ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG); die Revision ist auch rechtzeitig

und in gehöriger Form eingelegt worden (5 164 SGG)u
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Streitig ist zunächst, ob wegen der
Rückforderung

von
Leistungen der Versorgungsverwaltung gegen den 1räger des

Lastenausgleichs der Rechtsweg zu den Sozialgerichten offen

steht, Nach 5 51 Abs, 1 SGG entscheiden die Sozialgerichte

über öffentlich—rechtliche Streitigkeiten uoa, in Angelegen—

heiten der KGVc Über die Zulässigkeit des Sozialrechtswegs

bei gesetzlich übergeleiteten Ansprüchen hat das Bundesso—

zinlgericht (BSG), wie schon zutreffend das LSG ausgeführt

hat, bereits wiederholt entschieden (BSG 3, 57; 13, 94),

Danach läßt der Forderungsübergeng die versorgungsrechtliche

hatur des Anspruchs und der Leistung unberührt° Der Senat

hat keine Bedenken, dieser Rechtsprechung auch für den umge-

kehrten Fall zu folgen, daß der Versorgungsträger die an den

Träger des Lastenausgleichs zu Unrecht gewährtenLeistungen

zurückforderto Das Erstattungsverhältnis ist nur die Umkeh—

rung des Leistungsverhältnisses; diese Umkehrung des bei—

stungsverhältnisscs führt dazu, daß Schuldner— und Gläubiger—

rollen sich verteuscheh, ohne daß sich an der üechtsnatur des

Anspruchs etwas ändert (SozR VeerG @ 47 Nr„ 25)„ Das LSG

hat demnach die Zuständigkeit der Gerichte der Sozialgerichts—

barkeit zu Recht bejaht„ ‘
_

' f

Das LSG hat den Klageanspruch auch zutreffend für begründet

gehalten, weil der Beklagte die "übergeleiteten" Rentenbe—

träge zu Unrecht erhalten habe° Die Frage, ob der Kläger in

seinem auf 5 41 VeerG gestützten "Berichtigungsbescheid" vom
22, November 1962 die Kentenbewilligungsbescheide zu Recht

als von Anfang an unrichtig zurückgenommen und festgestelltv

hat, daß ein Anspruch der ueistungsempfängerin auf eine Eltern—

rente (wegen Verschollenheit ihres Sohnes, der seit 1946 in

Kdnchen lebt) niemals bestanden hat und daß deshalb die Ver-

sorgungsleistungen zu Unrecht gewährt worden sind, war nicht

mehr zu prüfen, Der "Berichtigungsbescheid" des Klägers, mit

dem auch festgestellt wird, daß die auf den Beklagten überge—

leitete und von ihm eingezogene Rentenforderung nicht bestan-
\„‚ _ ,
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den hat? ist ein Verwaltungsakt mit mehreren Betroffenen°

Nicht nur in die Rechtssphäre der Leistungsempfängerin (der

}
"Versorgungsberechtigten") greift dieser Verwaltungsakt ein?

sondern auch in die des Beklagten? der damit den Rechtsfolgen

ausgesetzt ist9 die sich daraus ergeben, daß er eine(vermeintw

liche) Forderung auf sich übergeleitet und eingezogen hat,

die als "nicht bestehend" festgestellt werden isto Auch der

Beklagte ist danach Betroffener und damit zugleich Beteilig—

'ter im Sinne des 5 77 SGG(vgl° hierzu mit weiteren Hinwei—

sen BSG159 118, 722; SozRNr„ 81 zu 5 54 see und Nro 52 zu
9 77 SGG)‚ Das bedeutet? daß er den Berichtigungsbescheid
anfechten mußte, um den Eintritt der Bindungswirkung ihm

gegenüber aufzuhalten° Dies hat der Beklagte innerhalb eines

Jahres nach "Eröffnung" (1962) nicht getan (55 66 Abs° 29
84 Abs° 1 SGG)„ Im übrigen hat der Beklagte auch im jetzigen
Leistungsstreit nicht geltend gemacht? der Kläger habe die

ientenbcwilligung zu Unrecht als von Anfang an unrichtig zu—

rückgenommen° ‘Das LSG ist daher im Ergebnis zutreffend von
der Rechtmäßigkeit des "Berichtigungsbescheides" ausgegangeno

Es hat aus der rückwirkenden Beseitigung der Leistungsbeschei—

de zu Recht gefolgert9 daß der Beklagte auch im Wege der Le—

galzcssion keinen ßlternrentenanspruch erwerben konnte und

folglich endgültig mit den Unterhaltshilfekosten hätte bela—

stet werden müssen; der Kläger habe mithin dem Beklagten

eine Geldleistung erbracht9 für die kein Rechtsgrund besteheo

Das LSG hat auch den Einwand des Beklagten, die Rückforderung

der auf ihn "übergeleiteten" Rentenbeträge sei deshalb unbe—

gründet„ weil der Kläger die der Leistungsempfängerin (unmit—

telbar) zu Unrecht gewährten Rentenireistungen nicht zurückge—
fordert habe‚ zu Reci■; als nicht durehgreifond erachteh Der

kläger hat nicht9 wie der Beklagte meint„ auf die Rückfore

derung gegenüber der Leistungsempfängerin.“verzichtet“; er
hat vielmehr lediglich die V0rsehrift d93 @ 47 ßbse ? VeerG

beachtet, nach der bei einem "Berichtigungsbescheid" gemäß

% 41 VeerG (Rücknahme von Bewilligungsbescheiden ex tunc)
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der Empfänger zu Unrecht gewährten Versorgungsleistungen

grundsätzlich nicht zur Rückerstattung verpflichtet ist°

Der öffentlich-rechtliche ßrstattungsanspruch ist jedoch nicht

von einem Rückforderungsanspruch der Versorgungsverwaltung ge—

gen den (auf Grund eines Leistungsbescheides) Versorgungsbe—
rechtigten abhängigo Das BSG hat bereits dargelegt (BSG 18,

12)? daß die Vorschrift des 5 47 Abs° 2 VeerG nach ihrem Wort—
laut und Sinngehalt nur die Fälle erfaßt? in denen eine Lei—

stung unmittelbar von Versorgungsberechtigten oder —empfängern

zurückgefordert wird? und mithin dann nicht gilt‚ wenn die

Leistung von einem Dritten auf Grund eines gesetzlichen For—

derungsüborgangs beansprucht wirdo Der Senat ist in Überein—

stimmung mit dem LSG der Auffassung‚ daß dies auch in den Fäl-
len des 9 47 Absg 3 VeerG zu gelten hat‚ doho wenn bei einer

"Berichtigung" nach ® 41 VeerG keine dückerstattungspflicht
des Versorgungsbercchtigton besteht7 weil kein Ausnahmetat-

bestand im Sinne des 5 47 Abs„ 3 Buchst„ a und b VeerG er—

füllt ist„ Die Vorschriften des 5 47 Abs“ 2 und 3 VeerG9

die den Grund—satz von Treu und Glauben im "Versorgungsver—

hältnis" insofern konkretisieren als sie die Rückerstattung

zu Unrecht gewährter Versorgungsleistungen von besonderen

in den Verhältnissen oder in dem Verhalten des Versorgungs—

berechtigten liegenden Voraussetzungen abhängig machen? nor—

mieren nur eine “Rechtswohltat” zu Gunsten des (durch Lei—

stungsbescheide) Versorgungsberechtigten„ Diese hat auf den

drstattungsanspruch, der dem Versorgungsträger dadurch er—

wachsen ist, daß der Lastenausgleichsträger "übergeleitete"

Versorgungsleistungen zu Unrecht empfangen hat‚ keinen Ein-

fluß_
r"

\

Das LSG hat danach die Sach— und Rechtslage zutreffend gewür—

digt„ Die Revision des Beklagten ist danach unbegründet;

sie war deshalb zurückzuweisen°
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 Abso 4 SGG9 weil

die D‘eteiligten Behörden bzwo Körperschaften des öffent—

lichen Rechts sind°
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